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Allgemeine Verfügungen 

 
Ausführungsvorschriften zum Hinterlegungsgesetz (AVHintG NRW) 

AV d. JM vom 20. Mai 2020 (3860 - II. 36) 
 

- JMBl. NRW S 153 - 
 
 

Inhaltsübersicht  

 
1. Anwendungsbereich (§ 1 HintG NRW) 
2. Hinterlegungsbehörden (§ 2 HintG NRW) 
3. Justizverwaltung (§ 3 HintG NRW) 

3.1 Unterstützung mit Hilfe des Fachprogramms Judica  
3.2 Beschleunigungsgebot,  
3.3 Öffnungszeiten 
3.4 Begründung von Entscheidungen 
3.5 Akten-und Registerführung 

3.5.1 Aktenregister 
3.5.2 Massenverzeichnis 
3.5.3 Hinterlegung von Mieten und anderen Beträgen 
3.5.4 Anwendung der Aktenordnung 
3.5.5 Aufbewahrungsfrist  

3.6 Ausbuchung von Kleinbeträgen 
4. Abgabe an eine andere Hinterlegungsstelle (§ 4 HintG NRW) 
5. Einsichtsrecht (§ 5 HintG NRW) 
6. Überprüfung von Entscheidungen (§ 6 HintG NRW) 
7. Beteiligte (§ 7 HintG NRW) 
8. Elektronische Akte, elektronisches Dokument (§ 8 HintG NRW) 
9. Hinterlegungsfähige Gegenstände (§ 9 HintG NRW) 
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10. Annahme zur Hinterlegung, Hinterlegungsverhältnis (§ 10 HintG NRW) 
11. Hinterlegungsantrag (§ 11 HintG NRW) 
12. Vollziehung der Hinterlegung (§ 12 HintG NRW) 
13. Zahlungsmittel (§ 13 HintG NRW) 
14. Verzinsung, Verzinsung in Altfällen (§ 14 HintG NRW) 
15. Wertpapiere, Urkunden, Kostbarkeiten (§ 15 HintG NRW) 
16. Besorgung von Wertpapiergeschäften während der Hinterlegung (§ 16 HintG NRW) 
17. Benachrichtigung des Gläubigers (§ 17 HintG NRW) 
18. Sonstige Benachrichtigungen (§ 18 HintG NRW) 
19. Beendigung des Hinterlegungsverhältnisses (§ 19 HintG NRW) 
20. Antrag auf Herausgabe, Nachweis der Berechtigung (§ 20 HintG NRW) 
21. Frist zur Klage (§ 21 HintG NRW)  
22. Genehmigung der Herausgabe (§ 22 HintG NRW) 
23. Vollziehung der Herausgabe, Haftung nach der Herausgabe (§ 23 HintG NRW) 

23.1 Vollziehung der Herausgabe 
23.1.1.1.1 Geldhinterlegungen 
23.1.1.1.2 Wertpapierhinterlegungen 
23.1.1.1.3 Andere Werthinterlegungen 
23.1.1.1.4 Herausgabe in das Ausland 

23.2 Meldepflicht nach der Außenwirtschaftsordnung  
24. Einunddreißigjährige Frist (§ 24 HintG NRW) 
25. Dreißigjährige Frist (§ 25 HintG NRW) 
26. Erneuter Fristbeginn (§ 26 HintG NRW) 
27. Verfall der Hinterlegungsmasse (§ 27 HintG NRW) 
28. Inkrafttreten 
 
 
1.  
Anwendungsbereich (§ 1 HintG NRW) 
Das Hinterlegungsgesetz des Landes Nordrhein-Westfalen (HintG NRW) gilt nur für öffentlich-
rechtliche Hinterlegungsverfahren bei den Behörden der Justizverwaltung. Auf privatrechtliche Hin-
terlegungsverhältnisse findet es keine Anwendung.  
 
 
2.  
Hinterlegungsbehörden (§ 2 HintG NRW) 
Die Hinterlegungsstelle im Sinn des § 2 Abs. 1 HintG NRW führt ihren Schriftwechsel unter der 
Bezeichnung „Amtsgericht - Hinterlegungsstelle“. Sie führt Siegel und Stempel des Amtsgerichts.  
 
 
3.  
Justizverwaltung (§ 3 HintG NRW)   
 
 
3.1 Unterstützung mit Hilfe des Fachprogramms Judica 
Hinterlegungsangelegenheiten sollen mit Hilfe des Fachprogramms Judica bearbeitet werden.  
 
 
3.2 Beschleunigungsgebot 
Hinterlegungssachen sind beschleunigt zu behandeln.   
 
 
3.3 Öffnungszeiten 
Anträge auf Annahme können während der ganzen Dauer der regelmäßigen Öffnungszeiten ge-
stellt werden.  
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3.4 Begründungen von Entscheidungen 
Entscheidungen, durch die Anträge auf Annahme oder Herausgabe abgelehnt werden, Anordnun-
gen nach § 21 Abs. 1 HintG NRW sowie Entscheidungen, die auf Beschwerden ergehen, sind 
schriftlich zu begründen. Anderen Entscheidungen ist eine Begründung beizufügen, wenn dies 
nach Lage der Sache erforderlich erscheint. 
 
 
3.5 
Akten - und Registerführung 
 
3.5.1 
Aktenregister  
 
3.5.1.1 
Schriftstücke, die dieselbe Hinterlegungssache betreffen, werden zu besonderen Blattsammlungen 
(Hinterlegungsakten) vereinigt, die in ein Aktenregister für Hinterlegungen einzutragen sind (Mus-
ter 1 der Anlage). Die Eintragung erfolgt beim Eingang des Annahmeantrages. Bei einer weiteren 
Hinterlegung in derselben Angelegenheit erfolgt keine Neueintragung in das Aktenregister. Zur 
Bildung des Aktenzeichens werden die Buchstaben HL verwendet. 
 
3.5.1.2 
Das Aktenregister ist jahrgangsweise zu führen. Bei Hinterlegungsstellen mit erheblichem Ge-
schäftsumfang kann nach Bedürfnis das Aktenregister in Abteilungen nach dem Buchstaben des 
Alphabets angelegt werden. In diesen Fällen tritt bei der Bildung des Aktenzeichens dem Register-
zeichen HL der Buchstabe des Alphabets hinzu, beispielsweise HL A 40 / 10. 
 
 
3.5.2 
Massenverzeichnis  
 
3.5.2.1 
Zu dem Aktenregister ist ein mehrere Jahrgänge umfassendes alphabetisches Massenverzeichnis 
zu führen (Muster 2 der Anlage). In den in Nummer 3.5.1.2 Satz 2 geregelten Fällen bedarf es kei-
nes Massenverzeichnisses. 
 
3.5.2.2 
Jede Masse erhält eine besondere Bezeichnung. Diese bestimmt sich: 
 
1.      
wenn es sich um Hinterlegung in einer bei Gericht oder einer anderen Behörde anhängigen Ange-
legenheit handelt, nach der Bezeichnung dieser Sache; 
 
2.      
bei der Hinterlegung zur Befreiung einer Schuldnerin oder eines Schuldners von ihrer bzw. seiner 
Verbindlichkeit nach dem Namen der Person der Gläubigerin oder des Gläubigers, für die hinter-
legt wird; 
 
3.      
bei der Hinterlegung auf Grund des § 52 Abs. 1 BGB, des § 272 Abs. 2 und des § 278 Abs. 3 des 
Aktiengesetzes (AktG), des § 73 Abs. 2 des Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung (GmbHG) und des § 90 Abs. 2 des Genossenschaftsgesetzes (GenG) nach 
dem Namen des Vereins, nach der Firma der Aktiengesellschaft, der Kommanditgesellschaft auf 
Aktien, der Gesellschaft mit beschränkter Haftung oder der Genossenschaft; 
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4.      
bei der Hinterlegung von Wertpapieren und Kostbarkeiten, die zum Mündelvermögen (§§ 1814, 
1818 BGB) gehören, nach dem Namen der Personen, für welche die Sachen hinterlegt sind; 
 
5.      
in den Fällen des § 22 HintG NRW nach dem Namen der Stiftung, des Familienfideikommisses 
usw., soweit die Sache nicht nach Nr. 1 eine andere Bezeichnung erhält;  
 
6.      
in anderen Fällen (mit Ausnahme der Hinterlegung von Mieten und anderen Beträgen nach Num-
mer 3.5.3) nach dem Namen der Hinterlegerin oder des Hinterlegers. 
 
3.5.2.3 
Wird eine anhängige Sache durch die Namen sich gegenüberstehender Parteien bezeichnet, so ist 
für die Eintragung in das alphabetische Massenverzeichnis oder für die Buchstabenfolge im Akten-
register der Name der bzw. des Beklagten, der Schuldnerin oder des Schuldners oder der weiteren 
beteiligten Personen maßgebend. Bei häufig vorkommenden Namen müssen diese so genau be-
zeichnet sein, dass die Brauchbarkeit des Verzeichnisses gewährleistet ist; gegebenenfalls ist 
auch der Name der Klägerin bzw. des Klägers, der Gläubigerin bzw. des Gläubigers oder der wei-
teren beteiligten Personen einzutragen. 
 
 
3.5.3 
Hinterlegung von Mieten und anderen Beträgen  
 
3.5.3.1 
Die Hinterlegung von Mieten aus der Vermietung eines Grundstücks gilt für die Führung der Hinter-
legungsakten als eine Angelegenheit. Die Masse wird nach dem Namen der Vermieterin oder des 
Vermieters, dem Orts- und Straßennamen und der Hausnummer des Grundstücks mit dem Zusatz 
"Mieten" bezeichnet. Den Akten ist ein Verzeichnis der Mietbeträge beizulegen, wenn zu einer 
Masse mehr als 5 Mieten hinterlegt werden (Muster 3 der Anlage). Das Verzeichnis ist in einen 
besonderen Umschlag zu heften und unter der Hülle des letzten Aktenbandes aufzubewahren. 
 
3.5.3.2 
Über Mieten kann neben dem Massenverzeichnis nach Nummer 3.5.2 ein mehrere Jahrgänge 
umfassendes Grundstücksverzeichnis nach der Bezeichnung und der Nummer der Straße geführt 
werden. Die Eintragungen in diesem Verzeichnis sind nach Ausschüttung der Masse zu löschen. 
 
3.5.3.3 
Die Vorschriften der Nummer 3.5.3.1 sind in anderen Fällen entsprechend anzuwenden, insbeson-
dere: 
 
1.      
wenn gepfändete Dienst- oder Versorgungsbezüge hinterlegt werden, 
 
2.      
bei den in Nummer 3.5.2.2 Ziffer 3 genannten Hinterlegungen, 
 
3.      
bei Hinterlegungen auf Grund der Insolvenzordnung (InsO), 
 
4.      
bei Hinterlegungen auf Grund des § 117 Abs. 2, der §§ 120, 121, 124, 126, 135 bis 144 und 157 
des Gesetzes über die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung (ZVG). 
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3.5.4 
Anwendung der Aktenordnung  
Soweit vorstehend nicht anders bestimmt, sind auf die Hinterlegungssachen die Vorschriften der 
Aktenordnung entsprechend anzuwenden. 
 
 
3.5.5 
Aufbewahrungsfrist  
Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem auf das Jahr der Weglegung folgendem Jahr. Als Jahr der 
Weglegung gilt bei Hinterlegungen das Jahr, in dem die Hinterlegung beendet wurde oder die Fris-
ten der §§ 24 und 25 HintG NRW abgelaufen sind. 
 
 
3.6 
Ausbuchung von Kleinbeträgen  
 
3.6.1 
Kleinbeträge sind auszubuchen, sofern es sich nicht um Hinterlegungsmassen handelt, deren An-
wachsen auf einen höheren Betrag durch weitere Hinterlegungen zu erwarten ist (beispielsweise 
Hinterlegungen von Mieten). Die Ausbuchung von Kleinbeträgen richtet sich nach Nr. 15 der Anla-
ge 3 zu Nr. 5.2 VV zu § 79 LHO. Die Hinterlegungsstelle prüft die ihr von der Hinterlegungskasse 
zugehenden Unterlagen und erteilt die Annahmeanordnung zur Buchung und Vereinnahmung als 
vermischte Einnahmen in den Landeshaushalt. Eine Mehrfertigung der Unterlagen verbleibt bei 
den Hinterlegungsakten.  
 
3.6.2 
Beantragt die Empfangsberechtigte oder der Empfangsberechtigte vor dem Erlöschen des Her-
ausgabeanspruchs die Auszahlung eines als Hinterlegung ausgebuchten Betrages, ordnet die Hin-
terlegungsstelle seine Zahlung aus den Haushaltsmitteln für vermischte Verwaltungsausgaben an. 
 
 
4. 
Abgabe an eine andere Hinterlegungsstelle (§ 4 HintG NRW) 
 
4.1 
Die Abgabe an eine andere Hinterlegungsstelle kann von Amts wegen oder auf Anregung eines 
Beteiligten erfolgen. 
 
4.2 
Ein wichtiger Grund der Abgabe liegt insbesondere vor bei der Hinterlegung für unbekannte Erben 
an die Hinterlegungsstelle des Amtsgerichts, das zugleich Nachlassgericht ist.  
 
4.3 
Die Abgabe an eine Hinterlegungsstelle außerhalb von Nordrhein- Westfalen kann nur erfolgen, 
wenn diese zur Übernahme bereit ist. 
 
 
5.  
Einsichtsrecht (§ 5 HintG NRW) 
 
Die Akteneinsicht erfolgt bei der Hinterlegungsstelle, die die Akten führt. Organen der Rechtspflege 
können die Akten zur Einsicht vorübergehend in deren Geschäftsräume hinausgegeben werden.  
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6.  
Überprüfung von Entscheidungen (§ 6 HintG NRW) 
 
Anfechtbar sind Entscheidungen der Hinterlegungsstellen. Maßnahmen der Hinterlegungskasse 
unterliegen nicht der Anfechtung. 
 
 
7. 
Beteiligte des Verfahrens (§ 7 HintG NRW) 
 
7.1 
Die Ausübung der Beteiligtenrechte nach § 7 HintG NRW setzt die Fähigkeit zur wirksamen Vor-
nahme von Verfahrenshandlungen voraus (Handlungsfähigkeit). Die Frage der Handlungsfähigkeit 
prüft die Hinterlegungsstelle von Amts wegen.  
 
7.2 
Ein Beteiligter kann seine Mitwirkungsrechte auch durch einen Bevollmächtigten ausüben lassen.  
 
 
8. 
Elektronische Akte, elektronisches Dokument (§ 8 HintG NRW) 
 
Wird der Antrag in elektronischer Form nach § 8 Abs. 1 HintG NRW eingereicht, so genügt die 
elektronische  Einreichung. Die Hinterlegungsstelle hat die erforderlichen Mehrausfertigungen von 
Amts wegen herzustellen. § 129 c Nummer 3 des Justizgesetzes Nordrhein-Westfalen (JustizG 
NRW) ist nicht anzuwenden. Die Urschrift eines Antrags wird in diesem Fall durch eine Ausferti-
gung der Hinterlegungsstelle ersetzt.   
 
 
9. 
Hinterlegungsfähige Gegenstände (§ 9 HintG NRW) 
 
9.1 
Kostbarkeiten sind Gold- und Silbersachen, Edelsteine, Schmuck sowie andere wertvolle, unver-
derbliche und leicht aufzubewahrende Gegenstände wie etwa Kunstwerke, kostbare Bücher, Mün-
zen oder Wertzeichen. 
 
9.2 
Fremdwährungskonten werden nicht eingerichtet. Der Antragsteller soll bei der Hinterlegung von 
Geld in fremden Währungen auf die Möglichkeit des Umtausches und auf die Kostenpflichtigkeit 
der Werthinterlegung hingewiesen werden.  
 
 
10. 
Annahme zur Hinterlegung, Hinterlegungsverhältnis (§ 10 HintG NRW)  
 
10.1 
Die Annahmeanordnung ist dreifach - im Fall des 10.5 vierfach - zu fertigen. Die Anordnung soll 
nach Möglichkeit mit der Urschrift des Annahmeantrags verbunden werden. Bei Verwendung des 
mit dem Fachprogramms Judica erstellten Vordrucks der Annahmeordnung reicht es aus, wenn 
die Annahmeanordnung der Urschrift des Annahmeantrags beigefügt wird. 
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10.2 
Der Originalantrag mit der Annahmeanordnung (Vordruck HS 1) und eine Mehrfertigung der An-
nahmeanordnung sind der Hinterlegungskasse zur Buchung zu übersenden. Die zweite Mehrferti-
gung verbleibt - auch im Fall des 10.5 – bei den Hinterlegungsakten. 
 
10.3 
Die Hinterlegungskasse bestätigt die Hinterlegung auf der Annahmeanordnung und der Mehrferti-
gung mit dem Buchungsvermerk nebst Siegel. Sie übersendet die mit der Urschrift des Annahme-
antrags verbundene Urschrift der Annahmeanordnung an die Hinterlegungsstelle. Die Mehrferti-
gung übermittelt sie an die Hinterlegerin oder den Hinterleger zum Nachweis der Hinterlegung 
(Hinterlegungsschein).  
 
10.4 
Wird die Hinterlegung nicht innerhalb der Frist nach § 10 Abs. 4 Satz 1 HintG NRW vollzogen, gibt 
die Hinterlegungskasse die Anordnung an die Hinterlegungsstelle zurück. 
 
10.5 
Ist in Eilfällen bei einer Zahlstelle eingezahlt, so ist die Annahmeanordnung nebst zwei Mehrferti-
gungen an diese zu richten. Die Zahlstelle bestätigt die Hinterlegung auf der Annahmeanordnung 
und beiden Mehrfertigungen. Eine quittierte Mehrfertigung der Annahmeanordnung händigt die 
Zahlstelle an die Hinterlegerin oder den Hinterleger aus (Hinterlegungsschein). Die mit der Ur-
schrift des Annahmeantrags verbundene Urschrift der Annahmeanordnung nebst einer Mehrferti-
gung übersendet die Zahlstelle an die Hinterlegungskasse. Nach Buchung der Zahlung sendet die 
Hinterlegungskasse die mit der Geldhinterlegungsbuchnummer versehene Urschrift der Annahme-
anordnung an die Hinterlegungsstelle zurück. Die mitübersandte Mehrfertigung verbleibt bei der 
Hinterlegungskasse.  
 
10.6 
Ist eingezahlt oder eingeliefert und liegt kein Antrag auf Hinterlegung vor, setzt die Hinterlegungs-
stelle dem Einzahler oder Einlieferer zur Stellung des Antrags eine Frist mit dem Hinweis, dass 
nach Ablauf der Frist zurückgezahlt oder -gesandt wird. In gleicher Weise verfährt die Hinterle-
gungsstelle, wenn der Antrag nicht den Anforderungen entspricht, gleichwohl aber schon einge-
zahlt oder eingeliefert wurde. Die Rückzahlung oder -sendung wird von der Hinterlegungsstelle 
angeordnet. Für den Fall der Rücksendung gelten die Nummern 19.2 und 19.6 entsprechend. 
 
 
11.  
Hinterlegungsantrag (§ 11 HintG NRW) 
 
11.1  
Der Antrag auf Hinterlegung soll in dreifacher Ausfertigung im Falle des 10.5 in vierfacher Ausferti-
gung eingereicht werden. Erforderlichenfalls sind Mehrausfertigungen von Amts wegen herzustel-
len. Wegen der Kosten ist § 129 c Nummer 3 des JustizG NRW zu beachten.  
 
11.2 
Wird für Erben hinterlegt, die unbekannt sind, soll im Antrag auch der Vor- und Familienname, der 
letzte gewöhnliche Aufenthalt und das Sterbedatum des Erblassers angegeben werden. 
 
11.3 
Ist ein unrichtiger oder unvollständiger Antrag eingegangen, so hat die Hinterlegungsstelle auf 
dessen Berichtigung oder Vervollständigung hinzuwirken. Hierfür kann sie dem Antragsteller eine 
angemessene Frist setzen. 
  

http://www.justiz.nrw.de/Bibliothek/jvv_db/jvv_pdf/JVV_Alt/3860_20101111_2.pdf
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11.4 
Erscheint die Antragstellerin oder der Antragsteller persönlich, haben die Bediensteten der Hinter-
legungsstelle bei der Abfassung des Antrags behilflich zu sein. Änderungen und Ergänzungen sind 
mit Zustimmung der Antragstellerin oder des Antragstellers auch ohne ausdrückliches Verlangen 
von den Bediensteten, die den Antrag entgegennehmen, selbst zu bewirken. Sie sind aber von der 
Antragstellerin oder dem Antragsteller auf dem Antrag als richtig anzuerkennen. 
 
11.5  
Die Hinterlegungsstelle kann verlangen, dass der Antragsteller die die Hinterlegung rechtfertigen-
den Tatsachen (§ 11 Abs. 3 Satz 1 HintG NRW) im Einzelnen konkret darlegt. So ist anzugeben, 
warum der Schuldner seine Verbindlichkeiten nicht oder nicht mit Sicherheit erfüllen kann. Zur 
Frage unverschuldeter Ungewissheit über die Person des Gläubigers (§ 372 Satz 2 Alt. 2 BGB) 
kann insbesondere die Vorlage von Adress-Recherchen, Handelsregisterauszügen oder sonstigen 
Nachforschungen, die zur Ermittlung des Gläubigers durchgeführt wurden, gefordert werden.  
 
11.6  
Bei weiteren Hinterlegungen in derselben Angelegenheit kann auf Angaben im ersten Antrag Be-
zug genommen werden. 
 
 
12.  
Vollziehung der Hinterlegung (§ 12 HintG NRW) 
 
12.1 
Eilfälle im Sinn des § 12 Nummer 1 HintG NRW sind insbesondere die Hinterlegung von Haftkauti-
onen sowie Hinterlegungen von Sicherheitsleistungen zur Durchführung oder zur Abwendung der 
Zwangsvollstreckung.  
 
12.2 
Die Hergabe eines in der Form des § 69 Abs. 2 ZVG ausgestellten Schecks steht einer in Eilfällen 
zugelassenen Barzahlung nach § 12 Nr. 1 HintG NRW gleich.  
 
 
13.  
Zahlungsmittel (§ 13 HintG NRW) 
 
Werden Zahlungsmittel nach § 13 Abs. 2 Satz 2 HintG NRW in gesetzlich zugelassene Zahlungs-
mittel umgewandelt, ist hinsichtlich der Kosten § 129 c Nummer 2 JustizG NRW zu beachten.   
 
 
14.  
Verzinsung (§ 14 HintG NRW) 
 
14.1 
Zinsen werden nur berechnet, wenn sie ausgezahlt werden sollen.  
 
14.2 
Soweit Hinterlegungssachen bei Inkrafttreten des HintG NRW am 1. Dezember 2010 nach Maß-
gabe der Hinterlegungsordnung vom 10. März 1937 (HinterlO) anhängig sind, sind diese auch in 
Bezug auf die Verzinsung nach dem HintG NRW fortzuführen (§ 29 Abs. 2 HintG NRW). Die Ver-
zinsung hinterlegten Geldes richtet sich bis zum 30. November 2010 nach § 8 HinterlO sowie Nrn. 
13 und 14 AVHO. Ab dem 1. Dezember 2010 bis zum 14. März 2014 ist hinsichtlich der Verzin-
sung § 12 HintG NRW in der bis zum 14. März 2014 geltenden Fassung anzuwenden. Mit Ablauf 
des 14. März 2014 wird hinterlegtes Geld nicht mehr verzinst.  
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14.3 
Hinsichtlich der Zinsansprüche, die in dem Zeitraum vom 1. Dezember 2010 bis zum 14. März 
2014 entstanden sind, gilt Folgendes:  
 
Setzt sich eine Masse aus mehreren zu verschiedenen Zeiten eingezahlten Beträgen zusammen, 
bestimmt sich die Verzinsung für jeden Teilbetrag nach § 12 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 HintG NRW 
in der bis zum 14. März 2014 geltenden Fassung. Werden aus einer solchen Masse Teilbeträge 
ausgezahlt, ist dies für die Verzinsung als Auszahlung aus den am frühesten eingezahlten Beträ-
gen zu behandeln. 
 
 
15.  
Wertpapiere, Urkunden, Kostbarkeiten (§ 15 HintG NRW) 
 
15.1 
Als Kreditinstitut nach § 15 Absatz 1 Satz 1 wird die Deutsche Bundesbank, Zentralbereich Z, Ab-
teilung Z 5, Postfach 111232, 60047 Frankfurt am Main, bestimmt.  
 
15.2 
Die Hinterlegungsstelle soll Kostbarkeiten durch einen Sachverständigen nur dann schätzen oder 
zur Feststellung ihrer Beschaffenheit besichtigen lassen, § 15 Abs. 3 HintG NRW, wenn besondere 
Umstände dies erforderlich erscheinen lassen und nicht unverhältnismäßig hohe Kosten entste-
hen. 
 
 
16. 
Besorgung von Wertpapieren während der Hinterlegung (§ 16 HintG NRW)  
 
16.1 
Die Hinterlegungskasse gibt die bei ihr hinterlegten Wertpapiere der in § 1 Abs. 1 des Depotgeset-
zes (DepotG) genannten Art nach Maßgabe des § 16 Abs. 1 HintG NRW ohne besondere Prüfung 
zur Verwahrung und Verwaltung in ein unter ihrem Namen zu führendes offenes Depot an die nach 
Nummer 15.1 zuständige Stelle ab. Die Abgabe geschieht mit Lieferschein in doppelter Ausferti-
gung. In dem Lieferschein ist ferner anzugeben, wem Steuerbescheinigungen oder Bescheinigun-
gen über einbehaltene Kapitalertragsteuer zu erteilen sind. Das von der nach Nummer 15.1 zu-
ständigen Stelle mit Empfangsbescheinigung an die Hinterlegungskasse zurückgesandte Zweit-
stück des Lieferscheins dient als Nachweis der Abgabe. Sofern sich am Sitz der Hinterlegungs-
kasse eine Filiale der Deutschen Bundesbank befindet, sind die Wertpapiere dieser zur Weiterlei-
tung an die nach Nummer 15.1 zuständige Stelle zu übergeben. In diesen Fällen ist der Liefer-
schein in vierfacher Ausfertigung beizufügen. Die örtliche Filiale der Deutschen Bundesbank gibt 
ein Stück des Lieferscheins mit vorläufiger Empfangsbescheinigung bei der Hingabe der Wertpa-
piere an die Hinterlegungskasse zurück, während die nach Nummer 15.1 zuständige Stelle ein 
weiteres Stück des Lieferscheins mit endgültiger Empfangsbescheinigung unmittelbar an die Hin-
terlegungskasse zurücksendet.  
 
16.2 
Sollen stückelose Wertpapiere hinterlegt werden, eröffnet die Hinterlegungskasse bei der nach 
Nummer 15.1 zuständigen Stelle ein offenes Depot. In dem Eröffnungsantrag ist anzugeben, wem 
Steuerbescheinigungen oder Bescheinigungen über einbehaltene Kapitalertragssteuern zu erteilen 
sind. Die Depotnummer teilt die Hinterlegungskasse nach Erhalt dem Hinterleger und der Hinterle-
gungsstelle mit. Der Hinterleger ist von der Hinterlegungsstelle aufzufordern, binnen einer von die-
ser zu bestimmenden Frist die zu hinterlegenden Wertpapiere unter Angabe des Aktenzeichens 
und der Depotnummer durch seine depotführende Bank im Wege der stückelosen Übertragung auf 
das Depot zu übertragen. In die Aufforderung ist der Hinweis aufzunehmen, dass nach Fristablauf  
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die Annahmeanordnung gegenstandslos wird  (§ 10 Abs. 4 HintG NRW). Die von der nach Num-
mer 15.1 zuständigen Stelle zu übersendende Buchungsanzeige dient als Nachweis der Übertra-
gung. Die Hinterlegungskasse teilt dem Hinterleger und der Hinterlegungsstelle die Übertragung 
unverzüglich mit.  
 

16.3 
Die nach Nummer 15.1 zuständige Stelle besorgt von Amts wegen nur die in § 16 Abs. 3 HintG 
NRW bezeichneten Geschäfte nach Maßgabe des § 16 Abs. 1 HintG NRW. Zu Geschäften, die 
nach § 16 Abs. 5 HintG NRW nur auf Antrag eines Beteiligten vorzunehmen sind, bedarf es im 
Einzelfall einer Anordnung der Hinterlegungsstelle. Die Entscheidung der Hinterlegungsstelle wird 
von der nach Nummer 15.1 zuständigen Stelle auch dann eingeholt, wenn sich gegen die Besor-
gung eines von Amts wegen vorzunehmenden Geschäfts Bedenken ergeben, sowie wenn die Be-
sorgung bei ausländischen Wertpapieren mit unverhältnismäßigen Schwierigkeiten oder Kosten 
verbunden ist. Im Fall des § 16 Abs. 3 Nr. 1 letzter Halbsatz HintG NRW teilt die nach Nummer 
15.1 zuständige Stelle der Hinterlegungsstelle mit, welche Art der Verwertung in Frage kommt, und 
holt deren Entscheidung ein. 
 
16.4 
Die nach Nummer 15.1 zuständige Stelle macht von allen im Bestand der verwalteten Wertpapiere 
eintretenden Änderungen (beispielsweise Auslosung, Kündigung) der Hinterlegungskasse Mittei-
lung. Die bei der Verwaltung der hinterlegten Wertpapiere eingehenden Geldbeträge, insbesonde-
re die Erlöse fälliger Ertragsscheine sowie ausgeloster und gekündigter Wertpapiere, überweist sie 
ohne besonderen Antrag der Hinterlegungskasse auf Grund einer ihr zum Zahltag übersandten 
Abrechnung. Die Hinterlegungskasse bucht solche Erlöse in einem neuen Objektkonto des Geld-
hinterlegungsbuchs und übersendet der Hinterlegungsstelle eine Benachrichtigung. Im Übrigen 
führt die nach Nummer 15.1 zuständige Stelle den aus der Verwaltung der hinterlegten Wertpapie-
re sich ergebenden Schriftwechsel unmittelbar mit der ihr gegenüber allein verfügungsberechtigten 
Hinterlegungsstelle. Von Änderungen im Bestand der hinterlegten Wertpapiere, die Buchungen bei 
den Hinterlegungskosten erforderlich machen, gibt die nach Nummer 15.1 zuständige Stelle der 
Hinterlegungskasse durch Übersendung einer Abschrift der an die Hinterlegungsstelle gerichteten 
Veränderungsanzeige Kenntnis. 
 
16.5 
Die nach Nummer 15.1 zuständige Stelle berechnet für die Verwaltung der hinterlegten Wertpapie-
re keine Depotgebühren. Bei Verkauf, Einziehung, Umtausch, Abstempelung usw. von hinterlegten 
Wertpapieren sowie für andere Sonderleistungen und für die Ausübung von Bezugsrechten bringt 
sie die üblichen Gebühren und Auslagen in Ansatz, die sie dem Erlös oder den eingehenden Kapi-
talbeträgen oder -erträgen der in Betracht kommenden Hinterlegungsmasse entnimmt oder, sofern 
dies nicht möglich ist, der Hinterlegungsstelle mitteilt. Diese veranlasst sodann ihre Auszahlung an 
die nach Nummer 15.1 zuständige Stelle und die Einziehung von den Zahlungspflichtigen. 
 
 

17.  
Benachrichtigung des Gläubigers (§ 17 HintG NRW) 
 
Unterbleibt die Anzeige nach § 17 Abs. 1 Satz 3 HintG NRW, sind die Gründe hierfür in den Akten 
zu vermerken. Außerdem ist der Zeitpunkt der Vollziehung der Hinterlegung (§ 23 Abs. 1 HintG 
NRW) zu vermerken.  
 

 
18.  
Sonstige Benachrichtigung (§ 18 HintG NRW) 
 

18.1 
Die Hinterlegungsstelle benachrichtigt die in § 18 Abs. 1 HintG NRW genannten Personen bzw. 
Behörden unverzüglich von der Hinterlegung. 
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18.2 
Die Hinterlegungsstelle benachrichtigt die Hinterlegungskasse unverzüglich von Abtretungen, 
Pfändungen, Eröffnungen des Insolvenzverfahrens und ähnlichen Veränderungen sowie von deren 
Erledigung. 
 
18.3 
Die Hinterlegungskasse benachrichtigt das Vollstreckungsgericht in den in § 18 Abs. 2 HintG NRW 
genannten Fällen.  
 
 
19.  
Beendigung des Hinterlegungsverhältnisses, Herausgabeanordnung (§ 19 HintG NRW) 
 
19.1 
In der Herausgabeanordnung ist der Grund, der zur Herausgabe führt, kurz anzugeben (Bewilli-
gung der Beteiligten, rechtskräftige Entscheidung usw).  
 
19.2 
In der Herausgabeanordnung ist ferner zu bestimmen, wie die Herausgabe vollzogen wird (vgl. 
Nummer 23). 
 
19.3  
Sollen der Masse Kosten entnommen werden (§ 129d Abs. 3 Satz 2 Justizgesetz Nordrhein-
Westfalen JustG NRW) ist der zu vereinnahmende Betrag in der Herausgabeanordnung anzuge-
ben.  
 
19.4 
Soll die Herausgabe eines Gegenstandes von der Zahlung der Kosten abhängig gemacht werden 
(§ 129d Abs. 3 Satz 3 JustG NRW), ist die Herausgabeanordnung erst zu erlassen, wenn die Kos-
ten beglichen sind. 
 
19.5 
Die Herausgabeanordnung ist der Hinterlegungskasse in Reinschrift zu erteilen, und zwar getrennt 
für Geld- und Werthinterlegungen. Herausgabeanordnungen, die aus mehreren Blättern bestehen, 
sind urkundsmäßig miteinander zu verbinden. § 10 Abs. 3 der Geschäftsordnung für die Gerichte 
und die Staatsanwaltschaften des Landes Nordrhein-Westfalen (Geschäftsordnung - GO -) AV d. 
JM vom 10. Mai 2000 (1463 - I D. 4) ist sinngemäß anzuwenden. Soweit es sich um hinterlegte 
Wertpapiere handelt, ist die Herausgabeanordnung der Hinterlegungskasse in zwei Stücken zu 
erteilen. Die Hinterlegungskasse sendet die Zweitschrift mit Erledigungsvermerk an die Hinterle-
gungsstelle zurück. Die Herausgabeanordnung ist mit einem Dienststempel zu versehen. 
 
19.6 
Die Hinterlegungsstelle hat die Antragstellerin bzw. den Antragsteller oder die ersuchende Behör-
de und die Empfängerin bzw. den Empfänger von dem Erlass der Herausgabeanordnung und von 
den nach Nummer 23 getroffenen Bestimmungen zu benachrichtigen.  
 
19.7 
Die Hinterlegungskasse prüft abschließend, ob der Herausgabe an den bezeichneten Empfänger 
Pfändungen, Abtretungen oder andere Hindernisse entgegenstehen. Ist dies nicht der Fall, voll-
zieht die Hinterlegungskasse die Herausgabe an den bezeichneten Empfänger gemäß Nr. 23 und 
bestätigt der Hinterlegungsstelle den Herausgabezeitpunkt. 
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20. 
Antrag auf Herausgabe, Nachweis der Berechtigung (§ 20 HintG NRW)  
 
20.1 
Auf den Herausgabeantrag sind die Nummern 11.3 und 11.4 entsprechend anzuwenden. 
 
20.2 
Werden Urkunden, die zum Nachweis der Berechtigung der Empfängerin oder des Empfängers 
eingereicht sind, zurückgegeben, sind für die Hinterlegungsakten beglaubigte Abschriften anzufer-
tigen. In geeigneten Fällen genügt statt der Abschrift ein kurzer Vermerk in den Hinterlegungsak-
ten; dies gilt insbesondere, wenn eine Urteilsausfertigung zurückzugeben ist. 
 
 
21.  
Frist zur Klage (§ 21 HintG NRW)  
 
21.1 
Die Einleitung des Fristsetzungsverfahrens nach § 21 Abs. 1 HintG NRW ist in das pflichtgemäße 
Ermessen der Hinterlegungsstelle gestellt.  
 
21.1 
Die Fristbestimmung nach § 21 Abs. 1 HintG NRW setzt voraus, dass der Antragsteller einen ge-
wissen, aber noch nicht voll ausreichenden Nachweis seiner Empfangsberechtigung erbracht hat, 
wozu ein hoher Grad von Wahrscheinlichkeit nicht unbedingt erforderlich ist und es unter Berück-
sichtigung aller Umstände des Einzelfalles unbillig erscheint, von dem Antragsteller weitere Nach-
weise für seine Empfangsberechtigung zu fordern.  
 
 
22.  
Genehmigung der Herausgabe (§ 22 HintG NRW) 
 
Die Genehmigung ist schriftlich vorzulegen. 
 
 
23.  
Vollziehung der Herausgabe, Haftung nach der Herausgabe (§ 23 HintG NRW) 
 
 
23.1  
Vollziehung der Herausgabe  
 
23.1.1  
Geldhinterlegungen: 
Auszahlungen werden grundsätzlich auf ein Konto der bzw. des Empfangsberechtigten bei einem 
Kreditinstitut entgeltfrei überwiesen.  
 
23.1.2 
Wertpapierhinterlegung: 
Zur Herausgabe von Wertpapieren liefert die nach Nummer 15.1 zuständige Stelle die bei ihr ver-
wahrten hinterlegten Wertpapiere auf Grund der Herausgabeanordnungen der Hinterlegungsstelle, 
die ihr durch Vermittlung der Hinterlegungskasse in doppelter Ausfertigung zugehen (Nummer 19.5 
S. 4), unmittelbar an die Empfangsberechtigten aus. Stückelose Wertpapiere werden an die depot-
führende Bank des Empfangsberechtigten zu Gunsten dessen Depots nach Maßgabe der Heraus-
gabeanordnung übertragen. Von der Herausgabeanordnung verbleibt das eine Stück bei der nach 
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Nummer 15.1 zuständigen Stelle, während sie das zweite mit Auslieferungsbescheinigung verse-
hene Stück an die Hinterlegungskasse zurücksendet. 
 
23.1.3  
Andere Werthinterlegungen:  
Bei anderen Werthinterlegungen erfolgt eine Übersendung des hinterlegten Gegenstandes an den 
Empfänger nur, sofern dieser zuvor die Übernahme von Kosten und Gefahr der Versendung erklärt 
hat. Bei unmittelbarer Aushändigung soll der Empfänger den Empfang mit einer Quittung bestäti-
gen. Werden die Wertgegenstände an den Empfänger übersandt, sind sie als Einschreiben oder 
als Wertsendung zu übersenden. Bei Wertsendungen ist von dem im Annahmeantrag angegebe-
nen Wert unter Berücksichtigung einer eventuellen Wertsteigerung auszugehen, bei Feststellung 
des Wertes durch einen Sachverständigen, § 15 Abs. 3 HintG NRW, von dem ermittelten Wert.  
 
23.1.4  
Herausgabe in das Ausland: 
Ist an eine Empfängerin bzw. einen Empfänger im Ausland herauszugeben, so hat die Hinterle-
gungsstelle zu prüfen, ob besondere Anordnungen für die Art der Herausgabe erforderlich sind, 
und hierzu die Empfängerin bzw. den Empfänger anzuhören. Hat die Empfängerin bzw. der Emp-
fänger nach der Stellung des Herausgabeantrags ihren bzw. seinen Wohnsitz oder den Sitz ihrer 
bzw. seiner gewerblichen Niederlassung in das Ausland verlegt, ist die Übersendung auf ihre bzw. 
seine Kosten anzuordnen. 
 
23.2  
Meldepflicht nach der Außenwirtschaftsverordnung 
 
23.2.1 
Die Meldevorschriften gemäß den §§ 63 bis 73 der Außenwirtschaftsverordnung (AWV) sind zu 
beachten. Hiernach haben die Hinterlegungskassen der Deutschen Bundesbank zu melden: 
 
a) die Auszahlung der von Inländern im Sinne des § 2 Abs. 15 des Außenwirtschaftsgesetzes 
(AWG) hinterlegten Beträge und der Verkaufserlöse hinterlegter Vermögenswerte an Ausländer im 
Sinne des § 2 Abs. 5 AWG oder für deren Rechnung an Inländer, 
 
b) die Überweisung der von Ausländern hinterlegten Beträge an Ausländer (als Zweck der Zahlung 
ist anzugeben: „Rückzahlung von Hinterlegungsgeldern“), 
 
c) die Entgegennahme der von Ausländern hinterlegten Beträge durch die Justizbehörden selbst 
als Endbegünstigte (als Rechtsgrund ist z. B. anzugeben: „Gerichtskosten“, „Geldstrafen“).Inländer 
sind natürliche Personen mit Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt im Inland, juristische Perso-
nen und Personengesellschaften mit Sitz oder Ort der Leitung im Inland, Zweigniederlassungen 
ausländischer juristischer Personen oder Personengesellschaften, wenn die Zweigniederlassun-
gen ihre Leitung im Inland haben und es für sie eine gesonderte Buchführung gibt, und Betriebs-
stätten ausländischer juristischer Personen oder Personengesellschaften im Inland, wenn die Be-
triebsstätten ihre Verwaltung im Inland haben (§ 2 Abs. 15 AWG). Ausländer sind alle Personen 
und Personengesellschaften, die keine Inländer sind (§ 2 Abs. 5 AWG). 
 
23.2.2 
Die Meldepflicht besteht, wenn die entgegengenommene oder geleistete Zahlung im Einzelfall den 
Betrag von 12 500 Euro oder den Gegenwert in ausländischer Währung übersteigt. Die Meldungen 
sind bei der Deutschen Bundesbank nach § 72 AWV elektronisch einzureichen. Wird eine entspre-
chende Zahlung aufgrund einer Hinterlegung durch einen Ausländer an einen Inländer geleistet, 
hat die Hinterlegungskasse den Empfänger darauf aufmerksam zu machen, dass es sich um eine 
nach den Vorschriften der AWV meldepflichtige Zahlung handelt. Liegen die Voraussetzungen 
einer solchen Melde- oder Hinweispflicht vor, vermerkt die Hinterlegungsstelle dies auf der Her-
ausgabeanordnung. 
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24. 
Einunddreißigjährige Frist (§ 24 HintG NRW) 
 
Liegt bei Ablauf der Frist nach § 24 HintG NRW ein Antrag auf Herausgabe vor, ist dieser zu ver-
bescheiden. Der Fristablauf wird durch die Antragsstellung nicht gehemmt.  
 
 
25.  
Dreißigjährige Frist (§ 25 HintG NRW) 
 
Nummer 24. gilt entsprechend.  
 
 
26. 
Erneuter Fristbeginn (§ 26 HintG NRW) 
 
§ 26 HintG NRW ist nur auf den dreißigjährigen Ausschluss nach § 25 HintG NRW anzuwenden.  
 
 
27.  
Verfall der Hinterlegungsmasse (§ 27 HintG NRW) 
 
27.1 
Der Zeitpunkt, in dem der Anspruch auf Herausgabe erlischt, wird von der Hinterlegungskasse 
überwacht. Die Hinterlegungsstelle prüft die ihr von der Hinterlegungskasse zugehenden Mitteilun-
gen. Das Erlöschen des Herausgabeanspruchs ist unter kurzer Begründung in den Hinterlegungs-
akten festzustellen. Dabei ist zu beachten, dass der Anspruch auf Herausgabe von solchen Beträ-
gen, die sich aus dem Erlös von Zins- oder Gewinnanteilscheinen oder in ähnlicher Weise ergeben 
haben, in dem für die Hauptmasse maßgebenden Zeitpunkt erlischt. 
 
27.2 
Bei verfallenen Geldhinterlegungen erteilt die Hinterlegungsstelle eine Annahmeanordnung zur 
Vereinnahmung des Hinterlegungsbetrages bei den Haushaltsmitteln für vermischte Einnahmen. 
 
27.3 
Verfallene Wertpapiere werden auf Anordnung der Hinterlegungsstelle veräußert. Über den erziel-
ten Erlös erlässt die Hinterlegungsstelle eine Annahmeanordnung. Hinsichtlich des Erlöses gilt 
Nummer 27.2 entsprechend. 
 
27.4 
Verfallene Kostbarkeiten sind durch Versteigerung nach vorheriger Bekanntmachung oder durch 
freihändigen Verkauf zu veräußern. Gold- und Silbersachen sowie sonstige Edelmetalle dürfen 
nicht unter dem Metallwert veräußert werden; nötigenfalls sind sie vor dem Verkauf durch einen 
Sachverständigen abzuschätzen; zuständig für die Beauftragung des Sachverständigen ist die 
Hinterlegungsstelle. Hinsichtlich des Erlöses gilt Nummer 27.2 entsprechend. 
 
27.5 
Sparbücher, die für unbekannte Erben hinterlegt sind, übersendet die Hinterlegungsstelle dem 
zuständigen Nachlassgericht mit der Anregung, nach § 1964 Abs. 1 BGB zu verfahren. Dabei sind 
die in den Hinterlegungsakten enthaltenen Angaben über die Person des Erblassers mitzuteilen. 
 
27.6 
Wertlose Sachen sowie Urkunden, die nicht unter Nummer 27.3 oder 27.5 fallen, sind zu vernich-
ten; vor der Vernichtung sind die Beteiligten zu hören, wenn dies angezeigt ist. 
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27.7 
Urkunden, die für den Nachweis und die Geltendmachung von Rechten von Bedeutung sind (bei-
spielsweise Sparbücher oder Hypothekenbriefe), kann die Hinterlegungsstelle, anstatt sie zu ver-
nichten, der Ausstellerin oder dem Aussteller (Kreditinstitut, Grundbuchamt) übersenden. Mit der 
Übersendung ist der Aussteller darauf hinzuweisen, dass die Urkunde bei Gericht hinterlegt war 
und der Anspruch der Hinterlegerin oder des Hinterlegers auf Herausgabe erloschen ist. Verwei-
gert die Antragstellerin oder der Aussteller die Annahme, ist die Urkunde zu vernichten. Das 
Grundbuchamt als Aussteller eines Grundpfandbriefes hat den Brief anzunehmen und bei den 
Grundakten zu verwahren. 
 
27.8 
Ist die Hinterlegungsmasse dem Land verfallen, werden die Hinterlegungsstellen – bis 31. Dezem-
ber 2010 – auf Grund von § 2 Abs. 3 des Gesetzes über Gebührenbefreiung, Stundung und Erlass 
von Kosten im Bereich der Rechtspflege (Gerichtsgebührenbefreiungsgesetz – GerGebBefrG) 
bzw. - ab 1. Januar 2011 – auf Grund von § 123 Abs. 3 des Gesetzes über die Justiz im Land 
Nordrhein-Westfalen (Justizgesetz Nordrhein-Westfalen – JustG NRW) ermächtigt, die noch offe-
nen Kosten der Hinterlegung, soweit sie noch nicht bezahlt sind, zu erlassen, sofern von ihrer Er-
hebung nicht schon nach den allgemeinen Vorschriften (beispielsweise mangels einer bzw. eines 
Zahlungspflichtigen oder wegen Unmöglichkeit der Einbeziehung) abzusehen ist.  
 
 
28. 
Inkrafttreten  
 
Diese Verwaltungsvorschrift tritt mit Wirkung vom 1. Juni 2020 in Kraft. Mit Ablauf des 31. Mai 
2020 treten die Ausführungsvorschriften zum Hinterlegungsgesetzt (AVHintG) vom 11. November 
2010 (JMBl. NRW S. 319) außer Kraft. 
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Anlage zur AV d. JM vom 20. Mai 2020 (3860 – II. 36) 
- JMBl. NRW S. 153 - 

 
 

Muster 1 
 

Jährlich  

fortlaufende 

Nummer 

Tag des Ein-

gangs der ersten 

Schrift 

Bezeichnung der 

Masse 
Gegebenenfalls Bezeichnung 

und Sitz der Behörde, bei der 

die Angelegenheit anhängig 

ist, und deren Aktenzeichen 

Bemerkungen 

1 2     3 4 5 

     

Aktenregister für Hinterlegungen (Nummer 3.5.1 AVHintG NRW) 

 

Muster 2 
 

Bezeichnung der Masse Aktenzeichen  Bezeichnung der Masse Aktenzeichen 

Alphabetisches Massenverzeichnis (Nummer 3.5.2 AVHintG NRW) 

Muster 3 

Hinterlegungssache 

………………………………..HL ........ / .................  

Verzeichnis der hinterlegten Mietbeträge (Nummer 3.5.3 AVHintG NRW) 
 

Lfd. Nr. Hinweis auf die 
Annahmeanordnung 
(Band und Blatt der 
Akten) 

Name der  
Mieterin oder 
des Mieters 

Miete für die 
Zeit  
 
 
von  
 
bis 

Hinterlegter 
Betrag  
 
 
Euro 

Davon sind 
ausgezahlt  
 
 
Euro 

Hinweis auf die 
Herausgabe-
anordnung  
(Band und Blatt 
der Akten) 

Vermerke  
(Bezeichnung  
der Gläubigerin 
oder des  
Gläubigers usw.) 

1 2 3 4 5 6 7 8 

        

Verzeichnis der hinterlegten Mietbeträge (Nummer 3.5.3 AVHintG NRW) 
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Bekanntmachungen 
 

Adressänderung einer anerkannten Gütestelle  
Bekanntmachung d. JM vom 19. Mai 2020 

(3180 - II. 32) - JMBl. NRW S. 169 - 
 
Der Präsident des Oberlandesgerichts Hamm hat die Adressänderung der folgenden Gütestelle 
mitgeteilt: 
 
Name der Gütestelle bzw. des Trägers  
 
Sitzverlegung C.A. Reinhard Goldbeck 
  LL.M. Taxation, M.A. 
Adresse  Beisinger Weg 1 a  
 45657 Recklinghausen  

  
 
 

Personalnachrichten 
 

Ministerium der Justiz 
 
Ernannt:  
 
z. Ministerialrat (BesGr. B 3): Ministerialrat (BesGr. B 2) Dr. Tobias Trierweiler; z. Regierungsrä-
tin/Regierungsrat: Amtsrätin/Amtsrat Martina Bamberger, Sandra Bütow, Gertje Heuser, Britta 
Jahnke, Andreas Strick u. Sabine Volpert; z. Amtsrätin/Amtsrat: Regierungsamt-
frau/Regierungsamtmann Martin Baer, Nikolai Dahlmanns, Christian Grothe, Sascha Jacoby,  
Oliver Pesarra, Jan-Bernd Schulte u. Petra Theisinger. 
 

 
OLG-Bezirk Düsseldorf 

 
Gerichte 
 
Ernannt: 
 
z. Vors. Richterin am LG: Richterin am LG Britta Prote in Düsseldorf; z. Justizrätin: Justizamts-
rätin Regine Hübner in Düsseldorf; z. Justizamtsrätin/Justizamtsrat: Justizamtfrau Claudia  
Westerhuis in Langenfeld, Justizamtmann Christian Thoeren in Neuss; z. Justizamtfrau: Jus-
tizoberinspektorin Jill Kempkes in Emmerich am Rhein; z. Sozialoberinspektorin: Sozialinspekto-
rin Laura Wagener in Wuppertal. 
 
Ruhestand:  
 
Justizrätin Marie-Luise Bechhaus in Düsseldorf, Justizamtsrat Gerhard Krüger in Düsseldorf, Jus-
tizamtsinspektorin Margit Ehm in Wuppertal, Justizamtsinspektorin Manuela Buckenhüskes in 
Kempen u. Justizamtsinspektorin Roswitha Rudolph in Krefeld, Obergerichtsvollzieher Uwe Lenz 
in Krefeld. 
 
Richter auf Probe 
 
Ernannt: 
 
Assessorin Sabine Brück, Esther Cornelissen. 
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Übernommen:  
 
Richterin Annika Preindl aus dem Geschäftsbereich des Hessischen Ministeriums der Justiz. 
 
Staatsanwaltschaften 
 
Ernannt: 
 
z. Staatsanwalt: Staatsanwalt (Richter auf Probe) Markus Klein u. Dr. Sebastian Steinforth in 
Düsseldorf. 
 
Richterinnen/Richter auf Probe 
 
Ernannt: 
 
Assessor/in Kristina Neuenfeld, Robert Krüll. 
 
Rechtsanwältinnen/Rechtsanwälte u. Notarinnen/Notare 
 
Rechtsanwältin / Rechtsanwalt (Neuzulassungen u. Aufnahmen): 
 
Lukas Anke, LL.M. aus Düsseldorf, Anja Böhm, LL.M. (Cape Town) aus Düsseldorf, Sebastian 
Brandt aus Düsseldorf, Jacqueline Bronsdon, LL.M. (Virginia) aus Düsseldorf, Judith Dany aus 
Düsseldorf, Eva Dittes aus Düsseldorf, Lena Frömbgen aus Düsseldorf, Katja Gerling aus Düssel-
dorf, Marie Theresa Geuting aus Düsseldorf, Carolin Hacken aus Düsseldorf, Maik-Timo  
Hedderich aus Wuppertal, Lara  Henke aus Düsseldorf, Jan Lukas Hölscher aus Düsseldorf, 
Dr. Hendrik Hübner aus Düsseldorf, Walter Janssen aus Kleve, Belona Kalaveshi aus Düsseldorf, 
Christian Legewie aus Velbert, Nicola Meding aus Düsseldorf, Patrick Müller aus Düsseldorf, Ingo 
Quast aus Mönchengladbach, Niels Remberg aus Neuss, Sven Röttgen aus Düsseldorf, Franz 
Jakob Schipp aus Düsseldorf, Nikolaus Schmidt-Hamkens aus Düsseldorf, Peter Johannes  
Schulze aus Düsseldorf, Hilger Sommer aus Remscheid, Julia Sontheimer aus Düsseldorf, Astrid 
Ternes aus Grevenbroich, Joscha Torweihe aus Düsseldorf, Beatrice Walther aus Wuppertal,  
Maren Wanduch aus Hilden.  
 
Syndikusrechtsanwältin / Syndikusrechtsanwalt (Neuzulassungen u. Aufnahmen): 
 
Michaela Colmie aus Krefeld, Peer Hendrik J. Deckers aus Düsseldorf, Christiane Engels aus 
Düsseldorf, Gebhard Mann aus Dormagen, Hans-Peter Nöfer aus Düsseldorf, Philipp-Felix Ossa 
aus Düsseldorf, Sven Aljoscha Schwierz aus Duisburg, Sandra Staßinet aus Düsseldorf.  
 
Löschungen als Rechtsanwältin / Rechtsanwalt: 
 
Malou König aus Düsseldorf.  
 
Löschungen als Syndikusrechtsanwältin / Syndikusrechtsanwalt: 
 
Nikias Roth aus Mülheim an der Ruhr.  
 
Abgabe in andere Kammerbezirke: 
 
Benjamin Florian Kaulen aus Aachen, Roman Koudous aus Berlin, Jören Salewski aus Köln, Ste-
phanie Thelen aus Frickenhausen, Linda Thiel aus Köln.  
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Notare 
 
Bestellt zum Notar: 
 
Dr. Carsten Lindner in Moers. 
 

 
OLG-Bezirk Hamm 

 
Gerichte 
 
Ernannt: 
 
z. Vorsitzenden Richter/in am LG: Richter/in am LG Dr. Dorothee Endriss, Dr. Jens Nawrath,  
Dr. Anne Tegethoff und Dr. Astrid Wallow in Essen; z. Richterin am LG: Richterin Linda Siebert in 
Paderborn; z. Gerichtsvollzieher/in: Justizsekretärin Eva Maria Kemper in Brilon u. Justizsekretär 
Daniel Medding in Bottrop.  
 
Ruhestand: 
 
Obergerichtsvollzieher Paul Wardemann in Coesfeld, Justizamtsinspektor/in Elisabeth Arntzen in 
Ahaus, Franz Schröer in Hamm u. Birgit Braun in Schwelm, Justizhauptwachtmeister Karlheinz 
Seibert in Rheine. 
 
Richterinnen/Richter auf Probe 
 
Ernannt: 
 
Assessor/in Madeleine Adler u. Steffen Humpohl. 
 
Staatsanwaltschaften 
 
Ernannt: 
 
z. Oberstaatsanwalt: Staatsanwalt Peter Conrad aus Dortmund in Essen.  
 
Versetzt: 
 
Oberstaatsanwalt Dr. Heinz-Helmut Fuhrmann u. Oberstaatsanwältin Cornelia Kötter aus Hamm 
nach Bochum. 
 
Ruhestand: 
 
Leitender Oberstaatsanwalt Michael Schlotmann in Arnsberg u. Oberstaatsanwalt Hans-Joachim 
Koch in Essen. 
 
Richterinnen/Richter auf Probe 
 
Ernannt: 
 
Assessorin Daria Olejniczak. 
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Rechtsanwältinnen/Rechtsanwälte u. Notarinnen/Notare 
 
Erreichen der Altersgrenze: 
 
Rechtsanwälte und Notare Klaus Betzendahl in Bielefeld, Ralph-Thomas Funcke in Dortmund u. 
Heribert Böger in Bad Driburg. 
 
 

OLG-Bezirk Köln 
 
Gerichte 
 
Richterinnen/Richter auf Probe 
 
Ernannt: 
 
Assessor/in Julia Grünwald, Clara Lingscheid, Simone Nesses, Hannah Suchan, Philipp Benz, 
Christian Erger, Frank Jülicher u. Maximlian Ulrich. 
 
Oberregierungsrätin Ute Baumgartner wurde zur Richterin kraft Auftrags ernannt. 
 
Notarinnen/Notare 
 
Notaramt erloschen: 
 
Notarin Ina Rodig-Benk in Rheinbach. 
 
 

LSG und Sozialgerichte 
 

Ernannt: 
 
z. Vorsitzenden Richter am LSG: Richterin am Landessozialgericht Anneke Löns in Essen; z. 
Vizepräsidenten des Sozialgerichts: Richter am Sozialgericht als weiterer aufsichtführender 
Richter Mark Damerius in Gelsenkirchen, Richter am Sozialgericht als weiterer aufsichtführender 
Richter Dirk Hustert in Dortmund; z. Richter/in am SG: Richter/in Dr. Sophie Sjöbrink in Duisburg, 
Dr. Angela Seifert in Düsseldorf, Johanna Mocanu in Köln, Dr. Stefanie Valta in Duisburg, 
Dr. Miodrag Prodan in Münster; z. Regierungsdirektorin: Oberregierungsrätin Ulrike Brückner in 
Essen; z. Regierungsrätin/Regierungsrat: Regierungsamtsrätin/Regierungsamtsrat Axel Schmi-
dat in Duisburg, Stefan Scheufens in Düsseldorf, Katharina Gemmer in Aachen, z. Regierungs-
amtsinspektorin (A 9 m. AZ): Regierungsamtsinspektorin (A 9) Elisabeth Schmidtke in Münster, 
Jutta Richts in Detmold. 
 
Versetzt: 
 
Richter am Sozialgericht Cibrayel Cetin vom SG Dortmund zum SG Detmold u. Richter am Sozial-
gericht Thomas Felten-Sprenger vom SG Duisburg zum SG Dortmund. 
 
Ruhestand: 
 
Vorsitzender Richter am Landessozialgericht Thomas Richter in Essen, Richterin am Sozialgericht 
Ulrike Wittor in Dortmund, Regierungsamtsinspektorin Jutta Richts in Detmold. 
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Richterinnen/Richter auf Probe 
 
Ernannt: 
 
Assessor/in Olga Dercho in Dortmund, Philip Rawe in Dortmund , Jens Stinder in Dortmund, Phi-
lipp Flunkert in Dortmund, Marius Langenhövel in Dortmund, Dr. Lucyne Ghazarian in Dortmund, 
Rachid Bouchequif in Dortmund, Corinna Hilland in Dortmund, Svenja Hegemann in Dortmund, 
Dr. Karina Pagenkopf in Gelsenkirchen. 
 
 

LAG-Bezirk Düsseldorf 
 
Ernannt: 
 
z. Regierungsamtsrätin: Regierungsamtfrau Stefanie Lietz in Düsseldorf; z. Regierungsamtfrau: 
Regierungsoberinspektorin Anne Sauer in Düsseldorf. 
 
 

LAG-Bezirk Hamm 
 
Ernannt  
 
z. Regierungsamtfrau: Regierungsoberinspektorin Pia Schelte in Hamm. 
 
 

Justizvollzug 
 

Ernannt: 
 
z. Regierungsrätin: Assessorin Leonie Michalke in Bochum; z. Regierungsamtsrat: Regierungs-
amtmann Bernhard Zdrenka in Euskirchen; z. Regierungsamtmann: Regierungsoberinspektor 
Jan Glaß in Hagen; z. Justizvollzugsamtsinspektor (A 9 m. AZ.): Justizvollzugsamtsinspektor 
Johannes Lüttig in Düsseldorf; z. Justizvollzugsamtsinspektor: Justizvollzugshauptsekretär Mi-
chael Dreher in Hagen; z. Justizvollzugshauptsekretär/in: Justizvollzugsobersekretär/in Kay 
König, Kevin Sobiech u. Thomas Weniger in Bochum-Langendreer, Dennis von Birgelen, Frank 
von Birgelen, Heiko Dümont, Sven Fabritius, Monika Gatner, Christian Hohnen, Daniel  
Hünschemeyer, Christian Jansen, Daniel Jansen, Markus Janßen, Martina Körner, Dennis Kraus, 
Christoph Lemmens, Nicole Mai, Markus Mix, Sahin Osoy, Natalie Roosen, Mike Scheuvens u. 
Cem Sezgin in Heinsberg. 
 
Ruhestand: 
 
Sozialamtsrat Reinhold Eßer in Düsseldorf, Justizvollzugsamtsinspektor mit Amtszulage Herbert 
Dreier in Bielefeld-Senne, Justizvollzugsamtsinspektor Stefan Bürger in Hagen, Justizvollzugs-
hauptsekretär Uwe Krüger in Detmold. 
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Stellenausschreibungen 
 

Das Land NRW fördert die berufliche Entwicklung von Frauen. Bewerbungen von Frauen sind da-
her ausdrücklich erwünscht. In den Bereichen, in denen Frauen noch unterrepräsentiert sind, wer-
den sie bei gleicher Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung nach Maßgabe des Landes-
gleichstellungsgesetzes bevorzugt berücksichtigt, sofern nicht in der Person eines Mitbewerbers 
liegende Gründe überwiegen. Das Land NRW sieht sich der Gleichstellung von schwerbehinderten 
und nicht schwerbehinderten Beschäftigten in besonderer Weise verpflichtet und begrüßt deshalb 
ausdrücklich Bewerbungen von Menschen mit Behinderung. Bei gleicher Eignung werden Bewer-
bungen schwerbehinderter Menschen und gleichgestellter behinderter Menschen, vorbehaltlich 
gesetzlicher Regelungen, bevorzugt berücksichtigt.  
Die folgenden Ausschreibungen richten sich ausdrücklich an Menschen jeglicher geschlechtlicher 
Identität sowie ausdrücklich auch an Menschen mit Einwanderungsgeschichte. 
Sofern im Einzelnen nichts Anderes bestimmt ist,  
 
- richten sich die Ausschreibungen an Voll- und Teilzeitkräfte,  
- sind Bewerbungen innerhalb von zwei Wochen nach dieser Ausschreibung grundsätzlich auf 

dem Dienstweg einzureichen. 
 
Es wird Bewerbungen entgegengesehen um folgende Stellen: 
 
1 Generalstaatsanwältin o. Generalstaatsanwalt (R 6) b. d. GStA in Düsseldorf 
 
1  Richterin o. Richter am VG in Düsseldorf  
 
1  Richterin o. Richter am VG in Köln  
 
2  Richterin o. Richter am VG in Minden 
 
1 Richterin o. Richter am SG in Dortmund 

- für die planmäßige Anstellung einer Richterin oder eines Richters auf Probe aus 
dem Bezirk des LSG NRW -  

 
1 Staatsanwältin o. Staatsanwalt in Arnsberg 

- für die Ernennung im Eingangsamt von Richterinnen/Richtern auf Probe aus 
dem Bezirk der GStA Hamm - 

 
1 Staatsanwältin o. Staatsanwalt b. d. StA Aachen 

 - nur für die planmäßige Anstellung von Richterinnen und Richtern auf Probe aus 
dem Geschäftsbereich der GStA Köln - 

 
1  Oberregierungsrätin o. Oberregierungsrat - psychologischer Dienst - bei der JVA 

Werl 
 
1 o. mehrere Sozialamtfrau o. Sozialamtmann (A 11) - Fachkraft des ambulanten Sozialen 

Dienstes der Justiz - im LG-Bezirk Mönchengladbach 
 
1 o. mehrere Sozialamtfrau o. Sozialamtmann (A 11) - Fachkraft des ambulanten Sozialen 

Dienstes der Justiz - im LG-Bezirk Duisburg 
 
1 o. mehrere Sozialamtfrau o. Sozialamtmann (A 11) - Fachkraft des ambulanten Sozialen 

Dienstes der Justiz - im LG-Bezirk Düsseldorf 
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mehrere Fachkräfte des ambulanten Sozialen Dienstes im Bezirk des Oberlandesgerichts 
Hamm mit noch näher zu bestimmenden Dienstsitzen. 

 Die Einstellungen erfolgen zunächst in einem befristeten Arbeitsverhältnis (Ent-
geltgruppe S15 TV-L). Eine spätere Übernahme in das Beamtenverhältnis ist be-
absichtigt (§ 31 JustG NRW). 

 Einstellungsvoraussetzungen sind der erfolgreiche Abschluss des Studiums der 
Sozialarbeit und/oder der Sozialpädagogik und die staatliche Anerkennung sowie 
das Vorliegen der Voraussetzungen für die Übernahme in das Beamtenverhält-
nis, wobei die hierfür erforderliche hauptberufliche Tätigkeit im öffentlichen Dienst 
innerhalb des anfänglichen tariflichen Beschäftigungsverhältnisses abgeleistet 
wird. 

 Bewerbungen sind ausschließlich online über das Bewerbungsportal unter 
www.bewerbungsportal-justiz-nrw.de einzureichen. In der Bewerbung kann an-
gegeben werden, in welchen Landgerichtsbezirken eine Einstellung bevorzugt 
angestrebt wird. Bewerbungsschluss ist der 30.06.2020. 

 
1 Justizvollzugsamtsinspektorin o. Justizvollzugsamtsinspektor (A 9 m. AZ.) - Lei-

ter/in des allgemeinen Vollzugsdienstes - b. d. Jugendarrestanstalt Bottrop 
 Das Anforderungsprofil kann bei dem Vollzugsleiter der Jugendarrestanstalt 

Bottrop angefordert werden. 
 
1 Justizvollzugsamtsinspektorin o. Justizvollzugsamtsinspektor - Küchenleitung - b. 

d. JVA Euskirchen 
 - die Stellenbeschreibung mit Anforderungsprofil kann b. d. Leiterin der JVA Eus-

kirchen angefordert werden - 
 
1 Justizvollzugsamtsinspektorin o. Justizvollzugsamtsinspektor - Erste Außenpfor-

ten-/Zentralbeamtin und Diensthabende bzw. Erster Außenpforten-
/Zentralbeamter und Diensthabender - b. d. JVA Euskirchen 

 - die Stellenbeschreibung mit Anforderungsprofil kann b. d. Leiterin der JVA  
Euskirchen angefordert werden - 

 
1 Justizvollzugsamtsinspektorin o. Justizvollzugsamtsinspektor b. d. JVA Bochum 
 
1 o. mehrere Justizvollzugsamtsinspektorin o. Justizvollzugsamtsinspektor b. d. JVA Euskir-

chen 
 
3 Justizvollzugsamtsinspektorin o. Justizvollzugsamtsinspektor b. d. Justizvoll-

zugskrankenhaus NRW 
 
1  Justizvollzugshauptsekretärin o. Justizvollzugshauptsekretär b. d. JVA Bochum 
 
1 o mehrere Justizvollzugshauptsekretärin o. Justizvollzugshauptsekretär b. d. JVA Euskir-

chen 
 
3 Justizvollzugshauptsekretärin o. Justizvollzugshauptsekretär b. d. Justizvollzugs-

krankenhaus NRW 
 
1 Justizhauptwachtmeisterin o. Justizhauptwachtmeister (A 6) - Leiter/in der 

Wachtmeisterei - b. d. AG Dinslaken 
 
  

http://www.bewerbungsportal-justiz-nrw.de/
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Diplom-Psychologin / Diplom-Psychologe b. d. JVA Willich II 
 
Bei der JVA Willich II ist eine der Besoldungsgruppe A 13 zugeordnete, unbefristete Vollzeitstelle 
des Psychologischen Dienstes zu besetzen. Das Anforderungsprofil und die Stellenbeschreibung 
kann b. d. Leiter der JVA Willich II angefordert werden. 
 
Mitarbeiterin / Mitarbeiter des psychologischen Dienstes der Laufbahngruppe 2, zweites 
Einstiegsamt b. d. JVA Dortmund 
 
Bei der Justizvollzugsanstalt Dortmund ist ab dem 1.9.2020 eine Stelle in der Laufbahn des psy-
chologischen Dienstes in der Laufbahngruppe 2, zweites Einstiegsamt,  
unbefristet zu besetzen. Die Übernahme in das Beamtenverhältnis ist bei Vorliegen der Vorausset-
zungen vorgesehen.  
Die Stelle ist der Besoldungsgruppe A 13 LBesO A NRW / EG 13 TV-L zugeordnet. Das Anforde-
rungsprofil kann bei der JVA Dortmund angefordert werden.  
 
Verwaltungsleiterin oder Verwaltungsleiter b. d. JVA Münster 
 
Bei der Justizvollzugsanstalt Münster ist der Dienstposten für die Verwaltungsleiterin bzw. den 
Verwaltungsleiter der Behörde zu besetzen. Die Funktion ist der Besoldungsgruppe A 12 LBesO A 
NRW zugeordnet. Das Anforderungsprofil kann bei dem Ministerium der Justiz des Landes Nord-
rhein-Westfalen erbeten werden.  
 
Geschäftsleiterin / Geschäftsleiter b. d. AG Rheda-Wiedenbrück 
 
Bei dem Amtsgericht Rheda-Wiedenbrück ist demnächst der Dienstposten der Geschäftsleiterin / 
des Geschäftsleiters zu besetzen. Die Funktion ist derzeit in der Bandbreite den Besoldungsgrup-
pen A 11 bis A 12  zugeordnet. 
Bewerben können sich alle Justizbeamtinnen und -beamten der Laufbahngruppe 2 aus dem Ge-
schäftsbereich des Oberlandesgerichts Hamm, denen ein Amt bis zur Besoldungsgruppe A 12  
übertragen ist. Neben den Aufgaben der Geschäftsleitung sowie weiteren Verwaltungsaufgaben 
sind auch Rechtspflegergeschäfte zu erledigen. 
 
Teamleiter/-in im Dezernat ITD2, Sachgebiet A (Beratungstelefon Informationstechnik - BIT) 
bei dem Oberlandesgericht Köln - Zentraler IT-Dienstleister der Justiz des Landes NRW - 
Dienstort Düsseldorf - 
  
Im Dezernat ITD 2 „Zentrale Anwenderbetreuung und IT-Fortbildung“ ist demnächst am Standort 
Düsseldorf ein Dienstposten als Teamleiter/-in im Sachgebiet Zentrale Anwenderbetreuung (BIT) 
zu besetzen. Die Ausschreibung richtet sich an bereits in der Justiz des Landes NRW tätige Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter, hier vornehmlich an Tarifbeschäftigte vergleichbar der Laufbahngrup-
pe 2.1 und der Laufbahngruppe 1.2. Die Eingruppierung erfolgt bei Vorliegen der tariflichen Vo-
raussetzungen in der Entgeltgruppe TV-L 9b. 
Bei Bewerberinnen und Bewerbern vergleichbar der Tarifbeschäftigten der Laufbahngruppe 1.2 
setzt dies u.a. gründliche und umfassende Fachkenntnisse für die Tätigkeit voraus. 
Der Dienstposten kann aber auch durch Beamtinnen und Beamte der Laufbahngruppe 1.2 besetzt 
werden.  
Bewerbungen können bis zum 30.06.2020 auf dem Dienstwege an die Präsidentin des Oberlan-
desgerichts Köln gerichtet werden. Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die im Justizintranet 
veröffentlichte Ausschreibung hingewiesen. 
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Stellv. Leiter/in der Justizwachtmeisterei b. d. Staatsanwaltschaft Dortmund 
 
Bei der Staatsanwaltschaft Dortmund ist der Dienstposten der stellv. Leiterin/des stellv. Leiters der 
Justizwachtmeisterei neu zu besetzen. Die Funktion ist derzeit der Besoldungsgruppe A 6 LBesO 
A NRW zugeordnet.  
Bewerben können sich alle Beamtinnen und Beamten des Justizwachtmeisterdienstes, denen ein 
Amt bis zur Besoldungsgruppe A 6 LBesO A NRW übertragen ist. Bewerbungen sind innerhalb 
von zwei Wochen nach dieser Ausschreibung auf dem Dienstweg an die Generalstaatsanwältin in 
Hamm zu richten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Rücknahmen 
 
Die folgende Ausschreibung wird hiermit zurückgenommen:  
 
1 Betriebsinspektorin o. Betriebsinspektor (A 9) b. d. JVA Heinsberg 
(JMBl. NRW Nr. 9 vom 1. Mai 2020) 
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